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Liebe Leserinnen, liebe Leser,
die Tarif- und Besoldungsrunde im Bund dominiert unsere Arbeit in der 
ersten Hälfte dieses Jahres. Unser vorläufiges Fazit: Schnell und weit-
gehend zeit- und inhaltsgleich werden die Bezüge im Bund steigen. 
Deutliche Kritik gibt es vor allem daran, dass die Versorgungsempfän-
gerinnen und -empfänger keine Einmalzahlung erhalten sollen. Des-
halb bleibt die Besoldungsrunde weiter auf der Tagesordnung, denn 
nun muss das Parlament entscheiden und auch dort werden wir die 
Anliegen der Beschäftigten vorbringen.
Die Versorgung wird uns auch über dieses Jahr hinaus weiter beschäf-
tigen. Die DGB-Bundeskommission für Beamtinnen und Beamte hat 
sich zum Auftrag gemacht, die Entwicklung in Bund und Ländern in-
tensiv zu verfolgen und den ständigen Angriffen in den Medien klare 
Argumente entgegenzuhalten. Die „Trennung der Systeme“, wie sie 
derzeit in Baden-Württemberg vorbereitet wird, soll genau unter die 
Lupe genommen werden. Denn: Weitere Kürzungen in der Versorgung 
– ob offen oder verdeckt – darf es nicht geben.
Es gibt viel zu tun. Der Bundeskongress hat dem DGB ein klares Man-
dat für weitere vier Jahre intensiver Arbeit verliehen. Zu den Kernauf-
gaben zählt auch nach der neuen Satzung die Vertretung der Beam-
tinnen und Beamten als ihre Spitzenorganisation. Das ist für uns nicht 
nur eine Aufgabe, sondern eine politische Verpflichtung.

Nils Kammradt
Bereichsleiter Öffentlicher Dienst und Beamte
beim DGB Bundesvorstand
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Die Bundesregierung hat den Entwurf des 
Besoldungs- und Versorgungsanpassungs-
gesetzes 2010/2011 beschlossen. Nun ist 
der Bundestag am Zug. Im Beteiligungsge-

spräch am 23. April erntete Innenstaatssekretärin Rogall-
Grothe Lob und Kritik von Seiten des DGB und seiner Mit-
gliedsgewerkschaften. Diskutiert wurde vor allem über 
die Versorgung. Für Nachbesserungen ist jetzt das Parla-
ment gefragt.

Für die Staatssekretärin im Bundesministerium des Innern Cornelia 
Rogall-Grothe war es das erste Beteiligungsgespräch und sie dürf-
te den Eindruck gewonnen haben, dass Gewerkschaften zwar loben, 
doch auch sachlich fundiert und deutlich Kritik üben können. Selten 
habe der Gesetzentwurf für eine Besoldungs- und Versorgungsanpas-
sung so schnell auf dem Tisch gelegen, wie in dieser Einkommensrun-
de. Nur vier Wochen nach dem Tarifabschluss fanden gut 70 Seiten 
Gesetzentwurf und Begründung einschließlich der neuen Besoldungs-
tabellen ihren Weg zum DGB und zu seinen Mitgliedsgewerkschaften 

des öffentlichen Dienstes. Das schaffe Vertrauen bei den Beschäftig-
ten, lobten die gewerkschaftlichen Vertreter einhellig. Das Tarifergeb-
nis werde in seinen wesentlichen Zügen auch zeit- und inhaltsgleich 
auf die Besoldung übertragen, was ebenfalls begrüßt wurde. 

Deutlichen Widerspruch gab es jedoch dagegen, wie sich die Versor-
gung entwickeln solle. Der Anpassungsfaktor gemäß § 69e Beamten-
versorgungsgesetz (BeamtVG) soll dabei angewendet werden. Die An-
hebung der Versorgungsbezüge wird sich deshalb zum 1. Januar 2010 
sowie zum 1. Januar 2011 jeweils um 0,54 Prozentpunkte vermin-
dern. Damit wird die schrittweise Abflachung des Höchstversorgungs-
satzes von 75 auf 71,75 Prozent durch das Versorgungsänderungsge-

setz 2001 vollzogen und findet zum 1. Januar 2011 ihren Abschluss. 
Auf die Anpassung zum 1. August 2011 findet die derzeit ausgesetz-
te Verminderung der Dienst- und Versorgungsbezüge um 0,2 Prozent-
punkte je Anpassung gemäß § 14a Bundesbesoldungsgesetz (BBesG) 
Anwendung. Damit soll der Aufbau der Versorgungsrücklage des Bun-
des weitergeführt werden. Die Bezüge sollen aus diesem Grund nur um 
0,3 statt um 0,5 Prozent angehoben werden. Der Tarifabschluss sieht 
ein halbes Prozent vor. Darüber hinaus sollen die Empfängerinnen und 
Empfänger von Dienstbezügen im Januar 2011 eine Einmalzahlung in 
Höhe von 240 Euro, Anwärterinnen und Anwärter in Höhe von 50 Euro 
erhalten. Versorgungsempfängerinnen und -empfänger erhalten dage-
gen keine Einmalzahlung.
Neben der linearen Anpassung und der Einmalzahlung ist vorgese-
hen, die im Tarifvertrag vereinbarte Regelung zur Altersteilzeit und die  
Regelung zum flexiblen Übergang in den Ruhestand (so genanntes 
„FALTER-Modell“) zu übertragen.

Versorgungsanpassung kontrovers diskutiert
Kontrovers diskutiert wurde vor allem die Anpassung der Versorgung. 
In der Kritik stand, dass es im Jahr 2011 keine Einmalzahlung für die 

Titel
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Besoldungsrunde 2010
Parlament am Zug

Tarifübertragung zeit- und inhaltsgleich
Der Gesetzentwurf sieht vor, die Dienst-, Anwärter- und 
Versorgungsbezüge
; zum 1. Januar 2010 um 1,2 Prozent,
; zum 1. Januar 2011 um 0,6 Prozent sowie
; zum 1. August 2011 um 0,3 Prozent anzuheben.



5www.beamten-magazin.de DGB BEAMTEN-MAGAZIN
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Versorgungsempfängerinnen und -empfänger geben solle. Von der 
Besoldungsanpassung komme bei Ihnen nur ein Bruchteil an. Nun 
werde von der Bundesregierung ausgerechnet der Teil des Tarifergeb-
nisses gestrichen, der von Seiten der Arbeitgeber als „soziale Kom-
ponente“ bezeichnet worden war. Der großen Zahl von Versorgungs-
empfängerinnen und -empfängern des Bundes, die aus dem einfachen 
und mittleren Dienst stammen, ist das nicht vermittelbar. Sie hatten 
sich in zahlreichen Schreiben zu Wort gemeldet und ihrer Erwartung, 
keine Sonderopfer erbringen zu müssen, Ausdruck verliehen. Diese 
Kritik kam bei der Innenstaatssekretärin sichtbar an. Sie hielt jedoch 
dagegen, dass die Haushaltslage des Bundes mehr nicht zulasse. Die 
Versorgungsempfängerinnen und -empfänger hätten an der allgemei-
nen wirtschaftlichen und finanziellen Entwicklung teil, da sie nicht von 
der linearen Besoldungsanpassung abgekoppelt würden. Das führte 
unmittelbar zur nächsten gewerkschaftlichen Kritik: Ohne nähere Be-
gründung lebe die Versorgungsrücklage wieder auf, durch die die An-

passung zum 1. August 2011 um 0,2 Prozentpunkte gekürzt wer-
de. Ob die Versorgungsrücklage überhaupt fortgeführt werden solle, 
hätte zunächst einmal geprüft werden müssen. So schreibe es § 14a 
Bundesbesoldungsgesetz unmissverständlich vor. Die Staatssekretärin 
sagte zu, einen entsprechenden Bericht vorzulegen, bevor die Maß-
nahme greife. Wenig Trost für die Betroffenen, die zu Recht mehr Geld 
und weniger Berichte erwarten.

Parlament am Zug
Das Bundeskabinett hat den Gesetzentwurf am 3. Mai 2010 beschlos-
sen. An der Versorgungsrücklage und dem Wegfall der Einmalzahlung 
für die Versorgungsempfängerinnen und -empfänger hält die Bundes-
regierung fest. Der Bundestag kann aber noch nachbessern. Das Ka-
binett beschloss außerdem, wie in der Vergangenheit üblich, dass im 
Vorgriff auf das Gesetz Abschlagszahlungen, voraussichtlich mit den 
Augustbezügen 2010, möglich sein sollen. 

R
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Die Riester-Rente für Gewerkschafts mitglieder 
zum günstigen Sondertarif
Das RentenPlus ist eine Riester-Rente zum günstigen Sondertarif, exklusiv für Gewerkschafts-
mitglieder ohne betriebliche Altersvorsorge und deren  Angehörige. Das RentenPlus bietet zwei
Vorsorgevarianten:

Jetzt persönliches Angebot anfordern
Bitte per Fax an 0180 500659081 oder im Internet unter www.das-rentenplus.de

Rentenversicherung
Mit der Rentenversicherung setzen Sie auf
die  solideste Form der Finan zie rung Ihrer
privaten  Altersvorsorge. Das Kapital wird in
eine sicherheitsorientierte Anlage mit einer
Garantiever zinzung von 2,25% investiert.  

Fondssparplan
Mit dem Fondsprodukt setzen Sie auf eine hervorra-
gende Zukunfsvorsorge mit starken  Refe renzen: Die
UniProfiRente wurde von den unabhängigen Experten
von Finanztest erneut empfohlen: „Geht es Ihnen vor
allem um die hohen Renditechancen, empfehlen wir
die UniProfiRente.“ (Finanztest 11/2009)

Die Riester-Rente für Gewerkschafts mitglieder 
zum günstigen Sondertarif
Das RentenPlus ist eine Riester-Rente zum günstigen Sondertarif, exklusiv für Gewerkschafts-
mitglieder ohne betriebliche Altersvorsorge und deren  Angehörige. Das RentenPlus bietet zwei
Vorsorgevarianten:

Jetzt persönliches Angebot anfordern
Bitte per Fax an 0180 500659081 oder im Internet unter www.das-rentenplus.de

Rentenversicherung
Mit der Rentenversicherung setzen Sie auf
die  solideste Form der Finan zie rung Ihrer
privaten  Altersvorsorge. Das Kapital wird in
eine sicherheitsorientierte Anlage mit einer
Garantiever zinzung von 2,25% investiert.  

Fondssparplan
Mit dem Fondsprodukt setzen Sie auf eine hervorra-
gende Zukunfsvorsorge mit starken  Refe renzen: Die
UniProfiRente wurde von den unabhängigen Experten
von Finanztest erneut empfohlen: „Geht es Ihnen vor
allem um die hohen Renditechancen, empfehlen wir
die UniProfiRente.“ (Finanztest 11/2009)

Dienstrechtsentwicklung und Arbeitnehmerdatenschutz waren die 
Themen, über die sich Bundesinnenminister Dr. Thomas de Maizière 
und DGB-Vize Ingrid Sehrbrock am 14. April 2010 zu einem Mei-
nungsaustausch zusammenfanden. Zur Besoldungsrunde im Bund 
wurde auf das laufende Beteiligungsverfahren verwiesen. Der Minis-
ter stellte jedoch klar, dass zur zeit- und inhaltsgleichen Übertragung 
aus seiner Sicht die Versorgungsrücklage zähle. Sehrbrock bat den Mi-
nister darum zu erläutern, wie der Auftrag des Koalitionsvertrages im 
Bund, die Auswirkungen der Föderalismusreform auf das Dienstrecht 
zu beobachten und ein zu starkes Auseinanderfallen zu verhindern, 
umgesetzt werden solle. De Maizière hielt Berichte zu ausgewählten 
Themenbereichen für möglich. Außerdem wurde vereinbart, dass sich 
DGB und Ministerium auf Arbeitsebene über ihre jeweiligen Informa-
tionsstände austauschen. Der Minister bat im Gegenzug darum, mög-
lichst konkrete Vorschläge zur Umsetzung des Gesundheitsmanage-
ments zu unterbreiten. Die gemeinsame Vereinbarung vom Dezember 
2009 müsse im Austausch mit DGB und Gewerkschaften mit Leben 
erfüllt werden. Im zweiten Teil des Gesprächs tauschten sich de Mai-
zière und Sehrbrock über die Pläne zum Arbeitnehmerdatenschutz 
aus. Sehrbrock verwies darauf, dass die Eckpunkte des Ministeriums  
viele Fragen darüber offen ließen, wie ein effektiver Schutz der Arbeit-

nehmerinnen und Arbeitnehmer vor unberechtigten Zugriffen der Ar-
beitgeber aussehen könne. De Maizière erklärte, man habe sich noch 
nicht in allen Punkten abschließend festgelegt, stellte aber eine bal-
dige Verbändebeteiligung in Aussicht. 

Im Gespräch

Meinungsaustausch zwischen Bundesinnenminister Dr. Thomas de Maizière und DGB-Vize Ingrid Sehrbrock

Dienstrechtsentwicklung beobachten

Foto: BMI/Hans-Joachim M. Rickel
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DGB-Kongress

Der alte Geschäftsführende Bundesvorstand (GBV) des Deutschen 
Gewerkschaftsbundes ist auch der neue. Die Delegierten des 19. Or-
dentlichen DGB-Bundeskongresses in Berlin haben die Kandidatin-
nen und Kandidaten in ihren Ämtern bestätigt. Michael Sommer wur-
de mit überwältigender Mehrheit zum dritten Mal als DGB-Bundes-
vorsitzender gewählt. Die stellvertretende Bundesvorsitzende Ingrid 
Sehrbrock wurde ebenfalls in ihrem Amt bestätigt. Zu weiteren Mit-
gliedern des Geschäftsführenden Bundesvorstands gewählt wurden 
Annelie Buntenbach, Dietmar Hexel und Claus Matecki.

Arbeit. Gerechtigkeit. Solidarität.
Tags zuvor hatte Sommer den Kongress, der unter dem Motto „Arbeit. 
Gerechtigkeit. Solidarität.“ steht, mit einem Statement gegen Rechts und 
der Forderung nach einer entschlossenen Regulierung der Finanzmärk-
te eröffnet. „Unsere Geduld gegenüber Gier und Geiz ist zu Ende!“, rief 
Sommer den politischen Repräsentanten entgegen. Jetzt müsse gehan-
delt werden – „gemeinsam, entschlossen und schnell“ – eine Krise, wie 
sie sich Griechenland ereignet habe, dürfe sich nicht wiederholen.“ Nö-
tig sei eine wirkungsvolle Steuer auf alle Finanztransaktionen.

Merkel: Keine Finanztransaktionssteuer  
ohne internationale Kooperation
Bundeskanzlerin Angela Merkel blieb skeptisch. Ohne internationale Ko-
operationen könnten die Finanzmärkte nicht geregelt werden. Solange 
eine Finanztransaktionssteuer nicht die Wall Street und die City of Lon-
don erfasse, sei die Steuer keine Option, sagte Merkel. Vielen wichtigen 
gewerkschaftlichen Forderungen, wie dem allgemeinen gesetzlichen 
Mindestlohn, erteilte die Kanzlerin eine Absage. Sie verteidigte die Schul-

denbremse im Grundgesetz ebenso wie die Rente mit 67. An einer ver-
stärkten Förderung von Kitas, Bildung und Forschung gehe jedoch kein 
Weg vorbei: „Das werden Schwerpunkte dieser Regierung bleiben!“ 
betonte die Kanzlerin. Berlins Regierender Bürgermeister Klaus Wowe-
reit übte heftige Kritik an der Schuldenbremse. Die Kommunen bräuch-
ten bereits jetzt massiv Hilfe. In Zukunft werde sich die finanzielle Situa-
tion nicht bessern.

Ordnung in den Köpfen und im System
Der Kampf für eine neue Ordnung auf dem Arbeitsmarkt, im Steuer-
system, bei der Finanzmarktregulierung und in der Gesellschaft wer-
de seine Arbeit in den kommenden vier Jahren bestimmen, erläuter-
te Michael Sommer nach seiner Wiederwahl. Es sei eine große Vision, 

in Ordnung zu bringen, was in zwei, drei Jahrzehnten in Deutschland 
durcheinander geraten ist. „Das ist eine wirkliche Herausforderung: 
Eine neue Ordnung für die guten Ziele Arbeit, Gerechtigkeit, Solida-
rität.“ Der DGB-Vorsitzende hob hervor, dass die Vision der Gewerk-
schaften eine menschliche, gerechte, solidarische Gesellschaft mit gu-
ter Arbeit für alle ist. „Wir haben verhängnisvolle Jahre von Deregu-
lierung, Privatisierung und zügelloser Globalisierung erlebt. Unsere 
Werte von guter Arbeit, Gerechtigkeit und Solidarität wurden erst ver-
höhnt und dann ausgehöhlt. Unsere Gesellschaft muss in eine gute, 
in eine soziale, in eine solidarische Ordnung gebracht werden. In eine 
neue Ordnung. Damit Arbeit, Gerechtigkeit und Solidarität wieder den 
Wert erhalten, der ihnen zukommt.“

Der Markt ist nicht weise, der Staat Garant  
für gesellschaftlichen Zusammenhalt
DGB-Vize Ingrid Sehrbrock betonte, wie wichtig gute Bildung und gute 
Kinderbetreuung für das gesellschaftliche Miteinander seien. Sie verwahr-
te sich gegen den Deregulierungswahn und unterstrich die Bedeutung 
öffentlicher Investitionen. „Die richtige soziale Marktwirtschaft muss sich 
verabschieden von der despektierlichen Bewertung öffentlicher Dienst-
leistung und der Menschen, die da arbeiten.“ Der Markt sei nicht weise 
– der Staat garantiere den gesellschaftlichen Zusammenhalt. Foto: Ulla Spiekermann

Der Geschäftsführende Bundesvorstand des DGB nach der Wiederwahl (v.l.): Claus  
Matecki, Annelie Buntenbach, Michael Sommer (Vorsitzender), Dietmar Hexel, Ingrid 
Sehrbrock (stellvertretende Vorsitzende). Foto: DGB/Simone M. Neumann

Geschäftsführender Bundesvorstand bestätigt
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OnlineService des DBWfür nur 10 Euro
Neben dem RatgeberService und AboService informiert der DBW
die Be schäftigten und ehemaligen Mitarbeiter des öffent lichen
Dienstes auch im Internet über aktuelle und wichtige Themen.
Mit dem On lineService können Sie sich auf mehr als 20 Websi-
tes informieren. Das breite Themen angebot ist aktuell und über-
sichtlich gestaltet. 
Wenn Sie sich für den OnlineService anmelden, erhalten Sie eine
Zugangskennung mit der Sie mehr als 800 PDFs auf allen Web -
sites des DBW öffnen, lesen und ausdrucken können. Im Ange-
bot des  OnlineService finden Sie auch einige Ratgeber als
OnlineBuch,  beispielsweise „Nebentätig keits recht für Beamte
und Tarifbe schäftigte“ und „FrauenSache im öffentlichen Dienst“. 

Bestellung
per E-Mail:   info@dbw-online.de
per Telefon:  0211 7300335
per Telefax:   0211 7300275
Deutscher Beamtenwirtschaftsring e.V.
Höherweg 287
40231 Düsseldorf

Noch schneller geht es online unter: www.dbw-online.de

Ich zahle / Wir zahlen per Ermächtigung zur Lastschrift:

Das alles für nur 10,00 Euro (inkl. MwSt.) bei
einer Laufzeit von 12 Monaten. Anmelden
 können Sie sich für den OnlineService unter
www.dbw-online.de/onlineservice.
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Streikrecht im Fokus
Das Streikrecht für Beamtinnen und Beam-
te war Schwerpunkt der Sitzung der Bun-
deskommission für Beamtinnen und Beam-
te (BkBB) Mitte April in Berlin. Streikrechts-
Experte Klaus Lörcher erläuterte die neuere 
Rechtsprechung des Europäischen Gerichts-
hofs für Menschenrechte (EGMR) und analy-
sierte deren Bedeutung für die Bundesrepub-
lik. Bisher können Beamtinnen und Beamte in 
Deutschland nicht wie Tarifbeschäftigte über 
ihre Einkommen verhandeln. Die Rechtspre-
chung verweist auf Art. 33 Abs. 5 GG. Mit den 
hergebrachten Grundsätzen des Berufsbe-
amtentums und der besonderen Treuepflicht 
nach Art. 33 Abs. 4 werden die Einschränkung 

der Koalitionsfreiheit und das Streikverbot für 
Beamtinnen und Beamte begründet. Für die 
Bundesregierung ist der einheitliche Status im 
Beamtenverhältnis entscheidend für die ein-
geschränkten Verhandlungsrechte der Beam-
tinnen und Beamten. Internationale Gremien 
betonen dagegen den Stellenwert der aus-
geübten Funktion. Einschränkungen müss-
ten sich immer aus der besonderen Funktion 
rechtfertigen. Der EMGR in Straßburg hat die-
se Haltung bestätigt. Eine Einschränkung der 
Koalitionsrechte allein aufgrund des Beam-
tenstatus verstoße gegen Art. 11 der Europäi-
schen Menschenrechtskonvention. Der schüt-
ze auch das Streikrecht der Beamtinnen und 
Beamten, und zwar immer dann, wenn sie Tä-
tigkeiten ausüben, die auch von Tarifbeschäf-
tigten wahrgenommen werden.

DGB und Gewerkschaften fordern seit lan-
gem, die kollektiven Rechte von Beamtin-
nen und Beamten anzuerkennen. Auf dem 
19. Ordentlichen Bundeskongress des DGB 
steht auch der Antrag „Für ein modernes 
öffentliches Dienstrecht – Für Gute Arbeit 
im öffentlichen Dienst“ zur Debatte und Ab-
stimmung, in dem es u. a. heißt: „Der Euro-
päische Gerichtshof für Menschenrechte 
hat im Jahr 2009 ausdrücklich klargestellt, 
dass Beamtinnen und Beamten die volle Ko-
alitionsfreiheit bis hin zum Streikrecht zu-
steht. Die Koalitionsfreiheit für Beamtin-
nen und Beamte zu verwirklichen heißt, ein 
Menschenrecht zu verwirklichen!“ Jetzt, so  
Lörcher, sei der Moment gekommen, Stra-
tegien zu entwickeln und ernsthaft mit der 
Durchsetzung zu beginnen. 

Bund
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Aus den Ländern

Eine offene, tabulose Analyse der Einsparpo-
tenziale und der Möglichkeiten, die Einnah-
men zu verbessern – so umschreibt der saar-
ländische Finanzminister Peter Jacoby (CDU) 

die Aufgabe der neuen Haushaltsstrukturkommission. Einspar-
potenziale sieht die Landesregierung in erster Linie im Abbau 
von Personal im öffentlichen Dienst. Gewerkschaften warnen 
vor den Folgen und betonen: Im Zentrum der Haushaltssanie-
rung muss die Verbesserung der Einnahmen stehen.

Am 11. Mai 2010 fand in Saarbrücken die konstituierende Sitzung der 
Haushaltsstrukturkommission statt. Mit Ausnahme der saarländischen 
Linkspartei sind die im Landtag repräsentierten Parteien, die Wirt-
schaftskammern, die Arbeitskammer des Saarlandes sowie der ehe-
malige rheinland-pfälzische Finanzminister Ingolf Deubel (SPD) ver-
treten. „Angesichts der Wirtschafts- und Finanzkrise, der finanzwirt-
schaftlichen Extremlage in Griechenland und der äußerst zugespitzten 
Haushaltssituation aller öffentlichen Gebietskörperschaften ist es 
dringend notwendig, die Defizite zu verringern und sukzessive abzu-
bauen. Hierzu haben der Bund und die Länder eine Schuldenbremse 
im Grundgesetz verankert, die es nun einzuhalten gilt“, erläuterte Ja-
coby. Das Saarland müsse in den kommenden zehn Jahren im Schnitt 
jährlich 80 Millionen Euro einsparen oder mehr einnehmen.

Im Visier von Politik und Wirtschaft: der öffentliche Dienst
Der öffentliche Dienst ist in der Diskussion um Einsparpotenziale be-
sonders ins Visier geraten. Die Landesregierung plant – mit wenigen 
Ausnahmen –, nur noch jede dritte frei werdende Stelle im öffentlichen 
Dienst wieder zu besetzen. Den Spitzenverbänden der Saar-Wirtschaft 
gehen diese Pläne noch nicht weit genug: Am Tag vor der ersten Kom-
missionssitzung forderten Handwerks-
kammer (HWK), Industrie- und Handels-
kammer (IHK) sowie die Vereinigung 
saarländischer Unternehmerverbände 
(VSU) in einer gemeinsamen Erklärung, 
die von der Landesregierung eingesetz-
te Haushaltsstrukturkommission müsse „das gesamte Aufgabenspekt-
rum des Landes“ sowie die Verwaltungsstrukturen „auf den Prüfstand 
stellen“. Mit kleineren Korrekturen sei die extreme Haushaltsnotlage 
nicht zu korrigieren. Neben umfangreichem Personalabbau befürwor-
ten die Wirtschaftsverbände grundlegende Strukturreformen (Abschaf-
fung der Landkreise, länderübergreifende Zusammenlegung von Äm-
tern und Behörden). In immer neuen Artikeln und Erklärungen mit dem 
Tenor „Stellenabbau als Überlebensstrategie“ verleihen Wirtschaftsver-
treter seit Beginn des Jahres ihrer Forderung nach Stellenabbau im öf-
fentlichen Dienst und strukturellen Veränderungen Nachdruck.

Personalabbau ist keine Lösung
Widerstand gegen die Angriffe auf den öffentlichen Dienst kommt vor 
allem aus den Reihen der Gewerkschaften: ver.di-Landesbezirksleiter 
Alfred Staudt kritisierte scharf die neoliberale Forderung nach Stel-
lenabbau und nach Zerschlagung der Landkreise. Staudt sagte, es sei 
„grotesk, immer wenn es schief gegangen ist, nach dem Staat zu ru-
fen und dann, wenn es vermeintlich wieder anlaufe, sofort den ri-
gorosen Rückzug des Staates mit Personalabbau und damit die Ein-
schränkung der möglichen staatlichen Kontrolle einzufordern“. Nur 
Reiche könnten sich einen schlanken öffentlichen Dienst leisten. Der 
Beschäftigtenanteil im öffentlichen Dienst des Saarlandes sei jetzt 
schon – im Vergleich zu den anderen Bundesländern – geringer. Eu-
gen Roth, Vorsitzender des DGB Saar, warnt, der geplante Kahlschlag 
sei eher schädlich als nützlich für die Eigenständigkeit des Landes.  
Außerdem verlören viele Saarländer dadurch eine berufliche Perspek-
tive, was zu verstärkter Abwanderung vor allem junger Menschen füh-
ren würde. In einem ersten Gespräch der Gewerkschaftsvertreter für 
den öffentlichen Dienst im DGB Saar mit dem Minister für Inneres und 
Europaangelegenheiten in der saarländischen Landesregierung Stephan 

Toscani (CDU) betonten beide Seiten den hohen Stellenwert des öf-
fentlichen Dienstes im Saarland. Eugen Roth: „Wir stimmen mit Minis-
ter Toscani darin überein, dass wir uns im Saarland nicht an dem an-
gelsächsischen Modell eines mageren Sozialstaates orientieren dür-
fen, in dem der Staat große Bereiche der Gesellschaft wie Bildung und 
Gesundheit privat organisiert.“ ver.di-Landeschef Staudt verlangt, das 
Hauptaugenmerk der Haushaltssanierung müsse auf der Verbesserung 
der Einnahmen liegen. ver.di Saar fordert daher u. a. die Wiedereinfüh-
rung der Vermögenssteuer sowie die Einführung von Mindestlöhnen, 
die auch zu Steuermehreinnahmen führen würde. 

Kahlschlag im öffentlichen Dienst?
Gewerkschaften warnen vor Plänen der saarländischen Landesregierung

Foto: DIGITALstock/E. Artmann
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Anzeigepflicht für gewerkschaft-
liche Tätigkeit vom Tisch
Nach heftigen Protesten verzichtet die baden-
württembergische Landesregierung im geplan-
ten Dienstrechtsreformgesetz auf die umstrit-
tene Anzeigepflicht für gewerkschaftliches En-
gagement. Der DGB hatte die Anzeigepflicht 
scharf kritisiert und wertet deren Wegfall als 
ersten Erfolg. Nun soll die sechswöchige An-
hörungsfrist für den Entwurf eines Dienst-
rechtsreformgesetzes für weitere Änderungs-
vorschläge genutzt werden, kündigte DGB-
Bezirkschef Nikolaus Landgraf an. Vor allem 
die geplanten Einschränkungen der Mitbe-
stimmung der Personalräte sind dem DGB ein 
Dorn im Auge. Nach den Plänen der Landes-
regierung sollen Personalräte bei Personalan-
gelegenheiten oder bei der Einführung neu-
er Arbeitsmethoden künftig nur noch einge-
schränkt mitwirken dürfen. Ein „Irrweg“ sei 
es auch, die Sonderaltersgrenzen für Feuer-
wehrleute, Polizei- und Justizvollzugsbeamte 
sowie Lehrkräfte anheben zu wollen. Die Ab-
sicht der Landesregierung, mit dem Gesund-
heitsmanagement in der Landesverwaltung 
nun endlich ernst zu machen, stößt beim DGB 
dagegen auf offene Ohren. Er verfolge schon 
länger das Ziel, mit der Landesregierung eine 
entsprechende Vereinbarung zu treffen. 

Geplante Schichtzulagenerhöhung 
– eine Milchmädchenrechnung
Die bayerische Landesregierung plant, die Zu-
lage für den Dienst zu ungünstigen Zeiten 
(DuZ) zum 1. Januar 2011 auf 2,56 Euro zu 
erhöhen und ruft damit den Unmut der GdP 
hervor. Die Gewerkschaft fordert seit Jahren 
die Erhöhung der Zulage auf 5 Euro. Insbe-
sondere Polizeibeamtinnen und -beamte, die 
in stark belastenden Wechselschichten Dienst 
leisteten, würden hiervon profitieren. Für Em-
pörung sorgt beim GdP-Landesvorsitzenden 

Harald Schneider deshalb vor allem, dass die 
Polizeibeamten die Erhöhung der Zulage fast 
zur Hälfte selbst finanzieren würden, weil 
gleichzeitig die Wechselschichtzulage von 51 
auf 30,68 Euro monatlich gekürzt werden 
soll. Schneider begrüßt die Erhöhung zwar als 
einen ersten Schritt in die richtige Richtung, 
hält die Mitfinanzierung durch die Schicht-
dienst leistenden Polizeibeamtinnen und -be-
amten jedoch für indiskutabel. 

Schrittchen in die richtige Richtung
Der Beschluss des Senats, die Besoldung der 
rund 72.400 Beamtinnen und Beamten, Rich-
terinnen und Richter im Berliner Landesdienst 
in zwei Schritten um 3,5 Prozent zu erhöhen, 
löste beim DGB Berlin-Brandenburg ein zu-
rückhaltendes Echo aus: „Wir haben uns eine 
deutlichere Anhebung gewünscht“, erklärte 
die DGB-Bezirksvorsitzende Doro Zinke. „Im 
Hinblick auf den Rückstand zu anderen Bun-
desländern ist das noch kein großer Schritt, 
allenfalls ein Schrittchen“, so die Spitzenver-
treterin der Beamtinnen und Beamten weiter. 
In den kommenden Jahren müsse dazu mehr 
passieren. „Wir erkennen aber auch an, dass 
in Zeiten von Haushalts- und Finanzkrise dem 
Senat dieser Beschluss nicht leicht gefallen 
ist.“ Danach soll die Besoldung ab 1. Okto-
ber 2010 um 1,5 und ab 1. August 2011 um 
weitere 2 Prozent erhöht werden. Die Zahlun-
gen an Pensionäre sollen entsprechend ange-
passt werden. 

DGB: Öffentlicher Dienst  
verliert an Attraktivität
Die Personalbedarfsplanung der brandenbur-
gischen Landesregierung sorgt weiter für Auf-
regung. Danach sollen der Personalabbau der 
vergangenen Legislaturperioden fortgesetzt 
und bis 2019 weitere rund 10.000 Stellen ge-
strichen werden. Von „Personalbedarfspla-

nung“ könne keine Rede sein, betont der DGB. 
Vielmehr würden Sparvorgaben umgesetzt, 
ohne dass Aufgaben hinterfragt und tragfä-
hige Konzepte für effektivere und effiziente-
re Arbeitsabläufe entwickelt worden seien. Für 
den Ärger der Beschäftigten sorgt auch, dass 
die Sonderzahlung 2010 auf Eis liegt. Mit ei-
nem geplanten Volumen von 10 Mio. Euro ist 
sie aus Sicht des DGB ohnehin völlig unzurei-
chend. Die Beamtinnen und Beamten hätten 
schon in den vergangenen Jahren einen enor-
men Beitrag zur Haushaltskonsolidierung ge-
leistet. 

Bremsstreifen der Schuldenbremse
Als Konsequenz der Schuldenbremse und der 
Föderalismusreform II muss Bremen in den 
nächsten zehn Jahren sein Finanzierungsde-
fizit von einer Milliarde Euro abbauen. Die Fi-
nanzierungslücke im Haushalt muss um jähr-
lich 100 Millionen Euro verringert werden. 
Mit dem Abbau von 950 Stellen, der Herauf-
setzung des Pensionsalters auf 67 Jahre und 
der verzögerten Übertragung des Tarifergeb-
nisses auf die Beamtenbesoldung sollen die 
Beschäftigten einen wesentlichen Beitrag zur 
Haushaltskonsolidierung leisten. Die Gewerk-
schaften befürchten Sonderopfer der Bremer 
Beschäftigten. Der DGB will die Attraktivität 
Bremens bewahren und betont, dass das nur 
mit motivierten und qualifizierten Mitarbeitern 
gelingen könne. Beschäftigungsbedingungen 
und Weiterbildungsmöglichkeiten müssten 
verbessert werden. Er geht davon aus, dass die 
Beschäftigten und ihre Interessenvertretungen 
an der Haushaltskonsolidierung beteiligt wer-
den. „Wir werden diesen Prozess kritisch be-

Baden-Württemberg

Bayern

Berlin

Brandenburg

Bremen

„Protestspalier“ an der Zufahrt zum Landtag.
Foto: Alexander Haas
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gleiten. Dienstleistungen für Bürgerinnen und 
Bürger dürfen sich nicht verschlechtern oder 
gar wegfallen“, betonte die DGB-Regionsvor-
sitzende Annette Düring. 

Laufbahnverlaufsmodell der 
Polizei verfassungswidrig
Das Laufbahnverlaufsmodell bei der Hambur-
ger Polizei, das für Beförderungen typisierte 
Karriereverläufe zugrundelegt und den Be-
urteilungsnoten einen geringeren Stellen-
wert beimisst, ist in wesentlichen Punkten 
verfassungswidrig. Das hat das Hamburgi-
sche Oberverwaltungsgericht (Beschluss vom 
17.2.2010, 1 Bs 241/09) festgestellt. Das 
Modell widerspreche der Systematik des Art. 
33 Abs. 2 GG. Bereits 2004 hatte das Bundes-
verwaltungsgericht (Urteil vom 28.10.2004, 
BVerwGE 122, 47) in seinen Leitsätzen da-
rauf hingewiesen, dass „für die Besetzung 
von Beförderungsämtern einer Laufbahn aus-
schließlich der Leistungsgrundsatz gemäß Art. 
33 Abs. 2 GG“ gilt. Lebensalter und Dienst-
zeitalter seien dagegen keine unmittelbar 
leistungsbezogenen Merkmale. Die GdP hatte 
schon vor Einführung des Laufbahnverlaufs-
modells darauf hingewiesen, dass es mit ver-
fassungsrechtlichen Grundsätzen nicht in Ein-
klang zu bringen sei und auf Alternativen auf-
merksam gemacht. Als Konsequenz aus der 
Rechtsprechung müsse nun endlich ein ehrli-
ches, rechtssicheres und transparentes Beför-
derungsmodell und ein nachvollziehbares Be-
urteilungssystem geschaffen werden. 

Nein zur Pension mit 67
Der DGB Hessen-Thüringen kritisiert die Pläne 
der Landesregierung, das Pensionsalter der 
Beamtinnen und Beamten auf 67 Jahre erhö-
hen zu wollen. Statt mehr Menschen in Be-
schäftigung zu bringen, solle erneut auf Kos-
ten der Beamtinnen und Beamten der Staats-

haushalt saniert werden. Dies stehe sogar so 
in der Begründung zum Gesetzentwurf für ein 
neues Dienstrecht und sei an Zynismus kaum 
noch zu überbieten. Der DGB hat die Land-
tagsabgeordneten aufgefordert, den Gesetz-
entwurf von CDU und FDP abzulehnen und 
mit den Gewerkschaften über die Modernisie-
rung des Dienstrechts zu verhandeln. „Es ist 
für den DGB nicht hinnehmbar, dass in einer 
so wichtigen Angelegenheit wie der Moderni-
sierung des Dienstrechts, die Gewerkschaften 
und insbesondere die Spitzenorganisationen 
von den Beratungen ausgeschlossen wer-
den“, betont DGB-Bezirkschef Stefan Körzell. 
Es liege auf der Hand, dass die Regierungs-
fraktionen stellvertretend für die Landesregie-
rung den Gesetzentwurf eingebracht haben, 
um ihn im Eiltempo durch den Landtag be-
schließen zu lassen, ohne den Betroffenen die 
Möglichkeit zur Mitwirkung zu geben. „Dies 
widerspricht demokratischen Grundprinzipi-
en“, kritisiert Körzell das Verfahren. 

DGB begrüßt Einigung der 
Koalition zum Vergabegesetz
Als kleinen, aber ersten wichtigen Schritt in 
die richtige Richtung hat der stellvertreten-
de Vorsitzende des DGB-Bezirks Nord Ingo 
Schlüter die zwischen den Regierungsfraktio-
nen von SPD und CDU erzielte Einigung für 
ein Vergabegesetz bezeichnet. Damit wer-
de der bereits vor einem Jahr von den Ge-
werkschaften und der SPD-Fraktion definier-
te Minimalspielraum nach dem so genannten 
Rüffert-Urteil des Europäischen Gerichtsho-
fes genutzt. Dazu zähle auch die Festschrei-
bung der Kontrollmechanismen für bundes-
weit geltende Mindestlohnregelungen. Der 
Kompromiss bleibe allerdings hinter den lan-
desgesetzgeberischen Möglichkeiten zurück, 
kritisiert Schlüter und verweist auf deutlich 
weitergehende Regelungen im Bremer Tarif-
treuegesetz. Das sieht u. a. einen vergabespe-
zifischen Mindestlohn von 7,50 Euro vor. 

DGB für bessere Arbeitsbedin-
gungen im öffentlichen Dienst
Rund 100 Personal- und Betriebsräte aus Ver-
waltung, Schule, Polizei, Feuerwehr, Ministe-
rien und anderen Einrichtungen des öffentli-
chen Dienstes haben sich auf Einladung des 
DGB von Sachverständigen zum Thema Ar-
beitszeit informieren lassen. Möglichkeiten 
zur besseren Gestaltung der Arbeitsbedingun-
gen etwa durch flexible Arbeitszeitmodelle 
wurden ebenso diskutiert wie die Vermeidung 
berufsbedingter Krankheiten und die ausrei-
chende Ausstattung der Dienststellen mit Per-
sonal. DGB und Gewerkschaften sprachen 
sich erneut gegen die Verlängerung der Le-
bensarbeitszeit der Beschäftigten des öffent-
lichen Dienstes aus. Der DGB setzt sich statt-
dessen dafür ein, die Arbeitsbedingungen so 
zu gestalten, dass die Beschäftigten das der-
zeitige gesetzliche Renten- bzw. Pensionsalter 
gesund erreichen können. Alles andere seien 
verdeckte Kürzungen der Alterseinkommen. 

Zwischen Fiktion und Wirklichkeit
In seiner Grundsatzrede vor den Teilnehmern 
und Gästen des Delegiertentages der GdP 
Nordrhein-Westfalen forderte der Landesbe-
zirksvorsitzende Frank Richter ein durchgän-

Aus den Ländern
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giges Laufbahnrecht, individuelle Lebensar-
beitszeitmodelle, die sich an den realen Er-
schwernissen des Polizeidienstes orientierten 
und eine Neuregelung des nicht mehr den 
heutigen Gegebenheiten entsprechenden 
Zulagenwesens. Richter: „Wir werden dafür 
kämpfen, dass man eine Reform nicht wie-
der dazu nutzt, auf kaltem Wege die lang er-
kämpften Errungenschaften einzustampfen. 
Wer Sicherheit produziert, muss auch in Si-
cherheit leben können. Wir werden deshalb 
für ein modernes Dienstrecht kämpfen!“ Die 
Polizei benötige eine Weiterentwicklung ih-
rer Struktur im Inneren und Äußeren: „Wenn 
es um neue Strukturen geht, sollten wir die 
Fachleute fragen, die etwas von Polizei ver-
stehen – nämlich die Polizei selbst. Wir brau-
chen keine Experten, die die Polizei nur aus 
dem „Tatort“ kennen. 

ver.di will bessere Arbeitsbedin-
gungen für Schulsekretärinnen
ver.di Rheinland-Pfalz hat Bürgermeister und 
Landräte im Land aufgefordert, die Arbeitsbe-
dingungen in den Schulsekretariaten zu ver-
bessern. Insbesondere die Bemessung der Ar-
beitszeiten müsse an die veränderten Anfor-
derungen angepasst und erhöht werden. Die 
Anforderungen hätten sich in den letzten 25 
Jahren vollständig geändert. Schulsekretärin-
nen seien heute Managerin und Beraterin in 
allen Schul- und Schülerangelegenheiten. Das 
habe sich aber weder in mehr Stellen noch in 
besserer Bezahlung manifestiert. Im Zusam-
menhang mit der Einführung der Lernmittel-
freiheit kämen nun weitere Anforderungen 
hinzu. „Die Schulsekretärinnen gehen mittler-
weile am Stock. Wenn die Bürgermeister und 
Landräte nicht handeln, gefährden sie die Ge-
sundheit ihrer Beschäftigten und darüber hi-
naus den Erfolg und die Akzeptanz der Lern-
mittelfreiheit“, warnte Volker Euskirchen, bei 
ver.di Rheinland-Pfalz zuständig für Gemein-
den. 

Forstpolitische Kehrtwende
Die saarländische Regierungskoalition will 
die Weichen in der Forstpolitik neu stellen 
und eine weitere „Forstreform“ auf die Schie-
ne setzen. Eine erste Arbeitsgruppensitzung 
„SaarForst – Landesbetrieb – neue Aufgaben, 
neue Ziele“, an der auch Vertreter/innen der 
IG BAU teilgenommen haben, hat bereits An-
fang des Jahres im Umweltministerium statt-
gefunden. Die Gewerkschaft, die in den ver-
gangenen Jahren immer wieder kritisiert hat-
te, dass sie an den Reformprozessen nicht 
beteiligt worden sei, bewertet die neue Ge-
sprächsbereitschaft als „grundsätzliche forst-
politische Kehrtwende“. In ihren „forstpo-
litischen Grundsatzpositionen“ geht es der  
IG BAU nach Jahren der Personaleinsparun-
gen vor allem darum, eine zukunftsorien-
tierte Personalentwicklung in allen Beschäf-
tigtengruppen sicherzustellen. Angesichts 
fortschreitender Überalterung wirbt sie für 
gezielte Aus-, Fort- und Weiterbildung und 
den Ausbau neuer Arbeitsfelder im Natur-
schutz und in der Landschaftspflege. 

Sachsens Schulen droht  
gravierender Lehrerkräftemangel
Standortschließung für die Ausbildung von 
Grund- und Mittelschullehramt, gescheiter-
te Reform der Lehramtstudiengänge und Stel-
lenabbau an sächsischen Schulen – die säch-
sische Staatsregierung sei auf bestem Wege, 
die Qualität der schulischen Bildung in Sach-
sen zu verspielen, meint die Studierendenver-
tretung des Zentrums für Lehrerbildung, Schul- 
und Berufsbildungsforschung der Technischen 
Universität Dresden. Statt den bevorstehenden 
Generationenwechsel in den Schulen mit Weit-
sicht zu gestalten und dafür in der Lehramts-
ausbildung die Weichen zu stellen, betreibe sie 
eine kurzsichtige Personalpolitik. Damit müs-
se nun endlich Schluss sein. Deshalb haben 

Lehramtstudierende vor dem Landtag in Dres-
den für mehr Ausbildungskapazitäten an den 
Universitäten und im Vorbereitungsdienst, für 
den Erhalt der Lehrerkräfteausbildung an der 
TU Dresden und für bessere Ausbildungs- und 
Arbeitsbedingungen demonstriert. Unterstützt 
wurden die Proteste der Studierenden u. a. von 
der GEW Sachsen. 

Stipendienprogramm 
auch für Lehrkräfte
Auf die Ankündigung des sachsen-anhalti-
schen Sozialministers Norbert Bischoff (SPD), 
Medizinstudenten mit Stipendien an Land-
arzttätigkeiten zu binden, reagierte GEW-Lan-
deschef Thomas Lippmann mit der Anregung, 
auf gleiche Art dem künftigen Lehrkräfteman-
gel zu begegnen. „Wir haben schon jetzt re-
gionalen und fachspezifischen Mangel. Wenn 
ab 2013/14 jährlich mehr als 600 ausschei-
dende Lehrer zu ersetzen sein werden, wer-
den nicht nur „Landlehrer“ fehlen.“ Ein dem 
„Ärzte-Modell“ vergleichbares Konzept für 
Lehrerinnen und Lehrer könne helfen, landes-
weit alle Schulformen und die Mangelfächer 
abzusichern. Zusammen mit einem erweiter-
ten Einstellungskorridor durch freiwillige Teil-
zeit könnte dieses Modell aus Sicht der GEW 
die zweite Säule eines Generationenvertrags 
für den Lehrkräftenachwuchs werden. 

Beschäftigte des Uniklinikums 
fürchten um ihren Arbeitsplatz
Aus der Strukturkommission der schleswig-
holsteinischen Regierungskoalition ist die Ab-
sicht an die Öffentlichkeit gedrungen, das Uni-
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versitätsklinikum Schleswig-Holstein in Lübeck 
verkaufen zu wollen. Damit habe die Koalition 
vor allem die Pflege- und Servicekräfte des Kli-
nikums in Angst und Schrecken versetzt. „Sie 
sind es, deren Arbeitsplätze als erste bei ei-
ner Privatisierung gefährdet werden“, kriti-
sierte der Vorsitzende des DGB Nord Uwe Pol-
kaehn. Er betonte, dass der DGB sich für den 
Erhalt des Uniklinikums auch in Lübeck ein-
setze: „Die öffentliche Daseinsvorsorge im 
Gesundheitsbereich wird in Lübeck wesent-
lich durch das UK SH gewährleistet“, so der 
Bezirkschef. „Durch eine Privatisierung wer-
den die medizinischen Studiengänge an der 

Universität Lübeck in Frage gestellt, ohne sie 
kann man schwerlich noch von einer Univer-
sität sprechen.“ 

ver.di fordert Reduzierung der 
Arbeitszeit für Thüringer Beamte
ver.di fordert für die thüringischen Landes- und 
Kommunalbeamtinnen und -beamten, die Ar-
beitszeit auf 40 Wochenstunden zu reduzie-
ren. Anlass ist das Vorhaben des Innenminis-
teriums, die derzeitige Arbeitszeit von 42 Stun-
den pro Woche bis mindestens Mitte 2012 

festzuschreiben. ver.di forderte die Landesre-
gierung auf, das den Beamtinnen und Beam-
ten in Thüringen durch die Regierung Althaus 
auferlegte Sonderopfer schnellstens zu been-
den. Durch die Verlängerung der Arbeitszeit 
sollte seinerzeit Druck auf die Erhöhung der 
Arbeitszeit der Tarifbeschäftigten ausgeübt 
werden. Dieser Versuch sei gescheitert, bilan-
ziert Theis. Jetzt sei es an der Zeit, die Arbeits-
zeit von Tarifbeschäftigten und Beamten wie-
der anzugleichen. „Für uns ist das auch der 
Prüfmaßstab dafür, dass die frühere, gegen 
die Arbeitnehmer gerichtete Politik beendet 
wird“, betont er. 

Wussten Sie, dass die Postbank eine „Multikanalbank“ ist? Sie ver-
treibt ihre Produkte online, durch Finanzberater, die zu Ihnen nach Hau-
se kommen und in bundesweit ca. 850 Postbank Finanzcentern, bei 
Kunden bekannt als Postfilialen. Hier können Sie nicht nur Briefmarken 
kaufen, sondern auch Konten eröffnen, Kredite beantragen oder Versi-
cherungen abschließen. Dietmar Honold betreut 92 dieser 850 Filialen 
– und zwar die in Baden-Württemberg mit rund 1.000 Beschäftigten. 
Er ist Betriebsratsvorsitzender und vertritt die Anliegen der Kolleginnen 
und Kollegen, insbesondere bei der Arbeitsplatz- und Dienstplangestal-
tung. Angesichts eines hohen Anteils an Vollzeitarbeitsverhältnissen 
und einer vergleichsweise niedrigen Teilzeitquote von ca. 15 Prozent 
birgt die Personaldisposition durchaus Fallstricke. „Wir sind das Gesicht 
zum Bürger“, ist sich Honold bewusst und versucht Kundenwünsche 
und Beschäftigteninteressen unter einen Hut zu bringen. Den solidari-
schen Schutz hat sich der Vollblut-Betriebsrat auf die Fahnen geschrie-
ben, aber er weiß auch, dass das Unternehmen wirtschaftlich tragfähig 
und erfolgreich sein muss. Das gehe nur, wenn der Betriebsfrieden ge-
wahrt bleibe. Deshalb suchen Honold und seine Betriebsratskolleginnen 
und -kollegen nach einem fairen Ausgleich widerstreitender Interessen 

und nach Lösungen, wie etwa der 
Wiedereinstieg einer Kollegin nach 
längerer Krankheit oder die Rück-
kehr eines Kollegen aus der Eltern-
zeit sinnvoll und gerecht gestaltet 
werden kann. Mit Augenmaß ar-
beiten sie daran, dass die Beam-
tin mit den drei schulpflichtigen 
Kindern den familiären ebenso wie 

den beruflichen Anforderungen gerecht werden kann.
Auch der erhöhte Vertriebsdruck mache vielen Beschäftigten zu schaf-
fen, berichtet der 51-Jährige. Seit der Finanzkrise sei er weiter gestie-
gen und die Zahl psychischer Erkrankungen nehme zu. Die Kolleginnen 
und Kollegen seien keine ausgebildeten Verkäufer. „Erst wenn ich hin-
ter dem Produkt stehe, kann ich es auch anbieten“, bringt Honold das 
Unbehagen vieler auf den Punkt. Der ver.di-Betriebsrat kämpft dafür, 
dass den Beamtinnen und Beamten, die den Erwartungen nicht ent-
sprechen, keine Sanktionen drohen und dass gute Leistungen vom Ar-
beitgeber auch anerkannt werden. 

Porträt

Im Porträt: Dietmar Honold, Betriebsratsvorsitzender beim Postbank-Filialvertrieb Stuttgart

„Wir sind das Gesicht zum Bürger“

Thüringen
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Beihilfe spezial

Kassen erleichtern Zugang

Die privaten Krankenkassen haben ihr Öffnungsangebot für freiwillig 
gesetzlich versicherte Beamtinnen und Beamte im April 2010 für eine 
kleine spezielle Personengruppe erweitert. Darauf weisen die Dienst-
herren in Bund und Ländern derzeit in Rundschreiben hin. Die Erweite-
rung betrifft bei der Beihilfe berücksichtigungsfähige Angehörige und 
Hinterbliebene mit Beihilfeanspruch (Witwen- bzw. Witwergeldbezie-
her), die aktuell weder in der gesetzlichen noch in der privaten Kran-
kenversicherung (PKV) versichert sind und zuvor Mitglied der gesetzli-
chen Krankenversicherung (GKV) waren.

Krankenversicherungspflicht für alle
Mit dem Gesetz zur Stärkung des Wettbewerbs in der gesetzlichen 
Krankenversicherung (GKV-WSG) wurden zum 1. April 2007 alle Per-
sonen mit Wohnsitz in Deutschland verpflichtet, eine Krankenversi-
cherung abzuschließen. Zunächst galt die Verpflichtung für den Perso-
nenkreis, der der gesetzlichen Krankenversicherung zugeordnet wird. 
Seit 1. Januar 2009 gilt sie auch für privat Versicherte bzw. der priva-
ten Krankenversicherung zuzuordnende Personen.
Die bis zum jeweiligen Zeitpunkt nicht krankenversicherten Personen 
sind verpflichtet, sich in dem System zu versichern, in dem sie zuletzt 
versichert waren. Personen, die noch nicht in einer Krankenversiche-

rung waren, werden grundsätzlich dem System zugeordnet, in dem sie 
nach den geltenden Gesetzen versichert gewesen wären (z. B. Beamte 
und Selbständige in der PKV, Angestellte in der GKV).

Beihilfegewährung und Nachweis eines  
Versicherungsschutzes
Der Hinweis auf die Versicherungspflicht findet sich auch im neuen 
Beihilferecht des Bundes wieder. Seit Inkrafttreten der Bundesbei-
hilfeverordnung (BBhV) zum 14. Februar 2009 hat einen „Anspruch 
auf Beihilfe nur, wer seinen Krankenversicherungsschutz und den sei-
ner berücksichtigungsfähigen Angehörigen … nachweist“ (§ 10 (2) 
BBhV). Beihilfeberechtigte oder berücksichtigungsfähige Angehörige, 
die nicht krankenversichert sind, erhalten auch keine Beihilfe. Für be-
rücksichtigungsfähige Angehörige bzw. Hinterbliebene mit Beihilfean-
spruch ergibt sich aufgrund der gesetzlichen Formulierungen zur Ver-
sicherungspflicht eine besondere Situation. 

Folgen für berücksichtigungsfähige Angehörige – ein Beispiel
Die Ehefrau eines Beamten war früher aufgrund ihres Angestell-
tenverhältnisses in einer gesetzlichen Krankenkasse versichert. In 
der Familiengründungsphase ist sie aus der GKV ausgetreten und 
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nimmt seitdem als berücksichtigungsfähige Ehepartnerin des Beam-
ten im Krankheitsfall den Beihilfesatz von 70 Prozent in Anspruch. 
Eine eigene Teilkostenversicherung bei einer privaten Krankenversi-
cherung hat sie nicht abgeschlossen. Aufgrund der neuen Versiche-
rungspflicht müsste sie sich eigentlich wieder bei ihrer früheren ge-
setzlichen Krankenkasse versichern und würde keine Beihilfe mehr 
erhalten. Dies gilt auch bei gleicher Fallkonstellation für beihilfebe-
rechtigte hinterbliebene Ehepartner.

Spezielles Öffnungsangebot der privaten Krankenkassen
Um diese Folge zu vermeiden, bieten die privaten Krankenkassen ei-
nen erleichterten Zugang für berücksichtigungsfähige Angehörige so-
wie beihilfeberechtigte Hinterbliebene an, die keinen anderweitigen 
Anspruch auf Absicherung im Krankheitsfall haben und zuletzt gesetz-
lich krankenversichert waren (gemäß § 5 Abs. 1 Nr. 13 SGB V). Die Öff-
nungsaktion gilt auch trotz eventuell bestehender Erkrankungen. Sollte 
aufgrund eines erhöhten versicherten Risikos ein Beitragszuschlag er-
forderlich sein, ist dieser auf 30 Prozent begrenzt.

Bedingungen der Öffnungsaktion
Nach § 5 Abs. 1 Nr. 13 SGB V versicherungspflichtige berücksichti-
gungsfähige Angehörige bzw. beihilfeberechtigte Hinterbliebene, die 
derzeit bereits versicherungspflichtig sind bzw. deren Versicherungs-
pflicht bis zum 30. April 2010 eingetreten ist, können den erleichterten 
Zugang bis zum 31. Oktober 2010 beantragen. Tritt die Versicherungs-
pflicht nach dem 30. April 2010 ein, ist der Antrag binnen einer Frist 
von sechs Monaten ab Eintritt der Versicherungspflicht zu stellen. 

Informationen zu den teilnehmenden Versicherungsunternehmen erteilt  
der Verband der privaten Krankenversicherung e.V., Postfach 511040,  
50946 Köln, Telefon: 0221 9987-0. 
www.pkv.de

Wieso ist eine Riester-Rente 
fürs Alter wichtig?
Die Riester-Rente soll die Einschnitte in der Altersvorsorge
auffangen. Sie bietet Beamtinnen und  Beamten sowie Tarif-
beschäftigten die Möglichkeit, privat für das Alter vorzusor-
gen. Und das auch noch mit staatlicher Unterstützung! 
Denn wer sich dafür entscheidet, seine staatlich zu ge -
sicherten Pensions- oder Rentenansprüchen durch eine 
Riester-Rente zu ergänzen, erhält dafür staatliche Zulagen
und unter bestimmten Voraussetzungen Steuervorteile. 

Mehr Informationen unter www.das-rentenplus.de

Die Riester-Rente für Gewerkschaftsmitglieder 
zum günstigen Sondertarif.

Kleinanzeigenmarkt
Altersvorsorge – Riester für Beamte
Sondertarife für Gewerkschaftsmitglieder: Sichern Sie sich jetzt die Riester-
förderung für Beamte und Ehe gatten unter www.das-rentenplus.de

Bank für den öffentlichen Dienst
BBBank – Jetzt zur Hausbank für Beamte und den öffentlichen Dienst
wechseln. Mehr Informationen unter www.bezuegekonto.de

Ausbildung im öffentlichen Dienst 
Starten Sie Ihre Karriere im öffentlichen Dienst als Auszubildender oder Be-
amtenanwärter unter www.ausbildung-im-oeffentlichen-dienst.de

Einkaufen
Einkaufsvorteile für Beamtinnen und Beamte unter 
www.einkaufsvorteile.de/bsw

Darlehen und Kredite 
Anschaffungen oder Umschuldungen für Beamte und Tarifbeschäftigte im
öffentlichen Dienst unter www.beamtenkredite-online.de  

Beamtenversorgungsrecht  
Praxis-Seminare zur Beamtenversorgung
Anmeldungen unter www.die-oeffentliche-verwaltung.de 

Beihilfe 
Ratgeber „Die Beihilfe“ nur 7,50 Euro
Bestellungen unter www.die-beihilfe.de oder per Tel.: 0211 7300335

OnlineService für den öffentlicher Dienst
OnlineService: Für nur 10 Euro können Sie mehr als 800 PDF zu den
wichtigsten Themen im öffentlichen Dienst herunterladen, lesen und
ausdrucken. Anmelden unter www.dbw-online.de 

Gastgeber
Mehr als 5.000 Gastgeber unter www.urlaubsverzeichnis-online.de
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Der Bundeskongress des Deutschen Gewerk-
schaftsbundes hat Ingrid Sehrbrock als DGB-
Vize für eine weitere Amtszeit bestätigt. Die 
Beamtenpolitik wird sie voraussichtlich auch 

in den kommenden Jahren verantworten. Das „Magazin für 
Beamtinnen und Beamte“ wollte u. a. wissen, wo Sehrbrock 
ihre beamtenpolitischen Schwerpunkte setzen wird.

Die Dienstrechtsreform im Bund ist abgeschlossen, die Besol-
dungsrunde auf der Zielgeraden. Welche beamtenpolitischen 
Entwicklungen erwartest Du in nächster Zeit?
In den Ländern nehmen die Reformprozesse im Dienstrecht Fahrt auf: 
In Bayern ist das Gesetzgebungsverfahren schon weit gediehen, jüngst 
erreichte uns ein Gesetzentwurf aus Hessen. Ich selbst bin Mitglied 
der Reformkommission in Nordrhein-Westfalen. Die Kernthemen äh-
neln sich überall: Mehr Durchlässigkeit, ein moderneres Laufbahnrecht, 
Erfahrungsstufen in der Besoldung und die Pension mit 67. Die Lösun-
gen unterscheiden sich aber zum Teil grundlegend. Die Leistungslauf-

bahn in Bayern ist schon etwas anderes als das klassische viergliedrige 
Laufbahnsystem des Bundes. Und nicht überall soll das Eintrittsalter in 
den Ruhestand angehoben werden. Wir werden die DGB-Bezirke in ih-
rer Arbeit unterstützen, wenn es darum geht, die Interessen der Beam-
tinnen und Beamten wirksam zur Geltung zu bringen.

Wo wirst Du in den nächsten Jahren Schwerpunkte setzen?
In unserer Beamtenkommission haben wir kürzlich vor allem über 
die Beamtenversorgung und die Koalitionsrechte diskutiert. Beides 
sind strategisch wichtige Aufgabenfelder, die wir in den kommenden 
Jahren stärker entwickeln müssen. Es mehren sich die Zeichen da-
für, dass wir auf Kürzungen in der Beamtenversorgung gefasst sein 
müssen – die Finanzkrise lässt grüßen. Unsere Haltung ist klar: Keine 
Sonderopfer für die Beschäftigten im öffentlichen Dienst. Sie dürfen 
nicht für das systematische Versagen der Politik zur Rechenschaft ge-
zogen werden. Die Koalitionsfreiheit der Beamtinnen und Beamten 
ist durch die jüngsten Entscheidungen des Europäischen Gerichts-
hofs für Menschenrechte zum Beamtenstreik in der Türkei wieder ein 
Thema. Die Bundeskanzlerin hat auf dem DGB-Bundeskongress er-
klärt, die Tarifautonomie müsse in unserem Land gestärkt werden. 
Hier haben wir im Dienstrecht eine große Lücke: Von Verhandlun-
gen auf Augenhöhe kann nicht die Rede sein. Das muss deutlich an-
ders werden.

Wenn Du einen Wunsch frei 
hättest: Was würdest Du Dir für 
die Beschäftigten des öffent-
lichen Dienstes wünschen?
Seit Beginn der 1990er Jahre 
steht der öffentliche Dienst unter 
einem hohen Veränderungsdruck. 
Eine Verwaltungsreform jagt die 
nächste. Viele Beschäftigte, die 

von diesen Prozessen direkt oder indirekt betroffen sind, sind verun-
sichert und entmutigt. Viele fühlen sich übergangen. Ich wünsche mir 
für die Beschäftigten des öffentlichen Dienstes, dass der permanen-
te Druck durch immer neue aufeinanderfolgende Reformen nachlässt. 
Ich wünsche mir, dass sie sich nicht in erster Linie mit organisatori-
schen Veränderungen beschäftigen müssen, sondern sich – frei von 
Nebenkriegsschauplätzen – auf ihre eigentlichen Aufgaben konzen-
trieren können. Und ich wünsche mir, dass ihnen ihre Arbeit wieder 
Freude bereitet.

Was wünschst Du Dir als Bürgerin, die die Dienstleistungen 
des öffentlichen Dienstes in Anspruch nimmt?
Vor einigen Wochen musste ich meinen Personalausweis verlängern 
lassen. Mit vollgepacktem Terminkalender ist es nicht ganz einfach, 
sich für solche Erledigungen Zeit freizuschaufeln. Deshalb war ich an-
genehm berührt, wie schnell die Angelegenheit erledigt war. Die Be-
schäftigten im Rathaus meines Wohnortes haben vorgemacht, was ich 
mir für mich und alle Bürgerinnen und Bürger wünsche: dass Anliegen 
zügig, reibungslos und mit einem freundlichen Wort auf den Lippen er-
ledigt werden. Ich jedenfalls habe das Rathaus seinerzeit gutgelaunt 
verlassen und benutze diesen „positiven Behördenkontakt“ gerne, all-
zu bornierte Klischees über den öffentlichen Dienst zu widerlegen. 

Interview

Wichtige Aufgabenfelder weiterentwickeln

Zur Person

; 1948 in Offenbach am Main geboren
; Studium der Anglistik, Politikwissenschaft,  

Chemie und Pädagogik in Frankfurt/Main
; seit 1987 stellvertretende Bundesvorsitzende der CDA
; seit 1999 Mitglied des Geschäftsführenden  

Bundesvorstandes des DGB
; seit Mai 2006 stellvertretende Vorsitzende des DGB
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Keine Versicherung 
ist wie die andere.

Wenn es um die Finanzierung 
Ihrer Wünsche geht – 
NÜRNBERGER Beamtendarlehen.

Finanzdienstleister 
für den Öffentlichen Dienst.
NÜRNBERGER Beamten Lebensversicherung AG
Telefon 0911 531-4872, Fax -814872
MBoeD@nuernberger.de
www.nuernberger.de
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Aus den Gewerkschaften

Warnstreiks, Kundgebungen und öffentliche Sit-Ins unter dem Motto 
„Aussitzen gilt nicht!“ – vielfältig waren die Protestaktionen, mit de-
nen Lehrerinnen und Lehrer in der ersten Maiwoche in fast allen Bun-
desländern ihrem Unmut Luft gemacht haben. Aufgerufen hatten GEW 
und dbb tarifunion, nachdem die Tarifgemeinschaft deutscher Länder 
(TdL) nach fünf Verhandlungsrunden über eine Länder-Entgeltordnung 
für Lehrkräfte die Kernforderungen der Gewerkschaften zurückgewie-
sen hatte.
In Deutschland gibt es gut 200.000 angestellte Lehrkräfte. Für sie for-
dert die GEW einen Länder-Tarifvertrag, der eine bessere und einheit-
liche Bezahlung sichern soll. Bei den Verhandlungen am 28. April in 
Berlin hatte die GEW noch einmal auf eine Positionierung der Tarifge-
meinschaft deutscher Länder (TdL) in Grundsatzfragen gedrängt. „Die 
Arbeitgeber sind jedoch weiter nicht bereit, wissenschaftlich ausge-

bildete Lehrkräfte genau so zu bezahlen wie andere Akademiker im  
öffentlichen Dienst. Obwohl auf Master-Abschlüsse umgestellt wird, 
sollen Lehrkräfte weiter schlechter behandelt werden. Grundschulleh-
rer etwa sollen weiter abgehängt bleiben. Dabei ist längst klar, dass 
die Grundschulbildung zentrale Bedeutung für Schulerfolg und wei-
teren Lebensweg der Kinder hat“, sagte GEW-Vorstandsmitglied und 
-Verhandlungsführerin Ilse Schaad. „Die Gewerkschaften wollen eine 
tarifliche Lösung für alle angestellten Lehrkräfte. Ausbildung und Tä-
tigkeit müssen die entscheidenden Kriterien für die Eingruppierung 
sein. Zudem dürfen Ost-Lehrkräfte nicht länger gegenüber den in den 
westlichen Bundesländern Ausgebildeten benachteiligt werden. Das 
weisen die Arbeitgeber zurück.“
Die Protestierenden machten deutlich: Unsere Geduld ist am Ende. Sie 
erwarten rasch ein akzeptables Angebot von Arbeitgeberseite. 

„Bildung ist MehrWert!“
Foto: GEW Baden-Württemberg
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Neues Gesicht im Bereich 
Seit dem 1. Mai 2009 
verstärkt Mirjam Muhs 
(36) das Team im Be-
reich Öffentlicher Dienst 
und Beamte des DGB 
Bundesvorstands. Als 

Politische Referentin betreut sie die Themen 
Beamtenbesoldung und Laufbahnrecht. Die 
Politikwissenschaftlerin wechselte aus dem 
Bereich Jugend, wo sie schwerpunktmäßig 
für Studierendenarbeit und Internationales /
Europa zuständig war. 

Neuer Abteilungsleiter
Neuer Leiter der Ab-
teilung Öffentlicher 
Dienst und Beamten-
politik beim DGB-Be-
zirk Berlin-Branden-
burg ist Alexander 

Haas. Der 29-Jährige ist Volljurist mit dem 
Schwerpunkt Verwaltungsrecht. Politisch und 

juristisch hat sich Haas mit Verwaltungsmo-
dernisierung und Privatisierung befasst. Seit 
2004 engagiert er sich bei ver.di. Haas wird 
die Abteilung Öffentlicher Dienst und Beam-
tenpolitik des DGB-Bezirks neu organisieren 
und mit den Gewerkschaften des öffentlichen 
Dienstes eng zusammenarbeiten. 

Privatisierung schulnaher 
Dienstleistungen
Unter der Bezeichnung „Selbstständige Schu-
le“ hat sich in den vergangenen Jahren eine 
neue Art der Steuerung des Schulwesens ent-
wickelt. Im Zentrum stehen das Budget, die 
Mittelbewirtschaftung und der „Output“. 
Schulen werden immer mehr zu „Kunden“ 
privater Dienstleister, weil sie gezwungen 
sind, sich mit „Controlling“, „Personalbewirt-
schaftung“ oder „Corporate Identity“ zu be-
schäftigen. Der 9. Privatisierungsreport der 
Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft 
(GEW) beschäftigt sich mit den Auswirkun-
gen „schulnaher Dienstleistungen“. 

Finanzkrise treibt Privatisierung voran
Die relative Armut öffentlicher Kassen ver-
stärkt auch im Bildungswesen den Druck zur 
Privatisierung. Zu dieser Erkenntnis kommt 
der 10. Privatisierungsreport der Gewerk-
schaft Erziehung und Wissenschaft (GEW). Er 
nimmt die Verbindung zwischen der Finanz-
marktkrise und dem Bildungsbereich unter 
die Lupe und beschreibt, wie marktmäßige, 
privatwirtschaftliche Lösungen immer mehr 
an Bedeutung gewinnen. Private Bildungs-
einrichtungen, deren Geschäftszweck die Er-
wirtschaftung von Profit ist, beträten in im-
mer größerer Zahl die Bühne. 

www.gew.de/Privatisierungsreports.html

Vermischtes
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Beamte und Richter
Post/Telekom

BEV
Soldaten

Beamtinnen und Beamte des Bundes nach Laufbahngruppen

i

Die Besoldungsanpassung im Bund kommt vor al-
lem dem mittleren Dienstes zugute. Fast 170.000 
Beamtinnen und Beamte und mehr als 113.000 Sol-
datinnen und Soldaten gehören dieser Laufbahn-
gruppe an. Mit monatlichen Bezügen, die durch-
schnittlich bei etwa 2.500 Euro liegen, beziehen sie 
kleine bis mittlere Einkommen. Allein die Einmal-
zahlung von 240 Euro macht für diese Beschäftig-
ten im Durchschnitt knapp 1 Prozent mehr Einkom-
men im Jahr 2011 aus. Die Gewerkschaften hatten 
gerade für diese Gruppe eine soziale Komponente 
gefordert. 

Quellen: Statistisches Bundesamt Fachserie 14, Reihe 6, 
Stand 30. Juni 2008; Bundestagsdrucksache 16/13403



Ein Unternehmen der AXA Gruppe

Sie geben alles. Wir geben alles für Sie.

Mit BOXplus, dem 
Rundum-Schutz für 
Sie und Ihr Zuhause.

Spezialist für den Öffentlichen Dienst.

BOXplus
  Maßgeschneiderter Rundum-Schutz für Sie und Ihr Zuhause

  Haftpflicht, Hausrat, Glas, Wohngebäude und Unfall

  Flexibel und frei kombinierbar

Als Spezialversicherer exklusiv für den Öffentlichen Dienst geben wir alles 
für Sie – und entwickeln Produkte, die speziell auf Ihre Bedürfnisse abge-
stimmt sind. So wie BOXplus. Lassen Sie sich jetzt von Ihrem persönlichen 
Betreuer in Ihrer Nähe beraten.
Mehr Informationen: www.DBV.de oder Telefon 0 180 3 - 00 57 57*.

* 9 Cent aus dem deutschen Festnetz, Mobilfunk maximal 42 Cent, jeweils je angefangene Minute.

Achtung: Lithozeile druckt nicht mit. 1400401-031 • DBV BOXplus-Anzeige Multipicture-Motiv 1C Behörde, Lehrerin, Polizei
Format 210 x 297 mm + 5 mm Beschnitt • 4c • 24.02.10 • mr • DGB Beamten Magazin Nr. 3, OF, ET 11.03.10



Private Krankenversicherung für Beamte
Mehr Leistung. Mehr Sicherheit.

Weniger Kosten.

Bei uns ist der öffentliche Dienst zu Hause. 
Die HUK-COBURG ist ein starker Partner, auch wenn es
um Ihre Gesundheit geht: 

Mehr Leistung beim Arzt, Zahnarzt,   im Krankenhaus 
Günstige Beiträge für Beamte und Beamtenanwärter
Geld zurück: attraktive Beitragsrückerstattungen
Zufriedene Kunden: Testsieger in der Kunden zufrieden -
heitsstudie der unabhängigen Unter nehmens beratung
MSR Consulting.

Lassen Sie sich gut beraten: 
Adressen und Telefonnummern Ihrer Ansprechpartner 
finden Sie im örtlichen Telefonbuch oder unter
www.HUK.de. 

Der schnelle Rat: Telefon 09561 96-98221
Telefax 09561 96-6990

Kooperationspartner des
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